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Einleitung

„Das einfache Nutzungsrecht hat – wie auch das ausschließliche Nut-
zungsrecht – keinen schuldrechtlichen, sondern dinglichen Charakter“.1
Mit dieser kurzen, aber weitreichenden Feststellung hat der BGH im Jahr
2009 eine der in der immaterialgüterrechtlichen Literatur heftig diskutier-
ten Fragen scheinbar für die Zukunft beantwortet. Eine nähere Begrün-
dung lässt sich dem Urteil jedoch ebenso wenig entnehmen wie eine fun-
dierte dogmatische Grundlage. Das verwundert, schließlich steht die Ver-
einbarkeit mit der zivilrechtlichen Dogmatik im Mittelpunkt der Debatte,
ob Immaterialgüterrechte als dingliche Rechte bezeichnet werden können.

Die terminologische Nähe zum Sachenrecht liegt zwar nahe, kann doch
durch den Bezug zum zivilrechtlichen Eigentum auch dem Laien die Trag-
weite des Schutzes geistiger Leistungen klar vor Augen geführt werden.
Allerdings muss eine Verknüpfung mit den Begrifflichkeiten des BGB –
sei sie noch so erstrebenswert – mit den Grundgedanken des deutschen Zi-
vilrechtssystems vereinbar sein. Dabei ist zu berücksichtigen, dass sich
trotz gewisser Gemeinsamkeiten Geistiges Eigentum und Sacheigentum in
manchen Aspekten unterscheiden. Zudem ist das BGB, insbesondere das
Sachenrecht, aus alten Rechtstraditionen entstanden, in denen der Schutz
geistiger Leistungen noch keine Rolle spielte. So knüpft etwa der Eigen-
tumsbegriff des BGB gem. § 90 BGB an körperliche Sachen an. Auf die-
sem Grundsachverhalt bauen die sachenrechtlichen Regelungen auf, was
seit jeher die Einordnung unkörperlicher Güter in das Zivilrechtssystem
erschwert.2

Aufgabe der Arbeit ist es daher, die Immaterialgüterrechte sowie die
immaterialgüterrechtlichen Lizenzen und Nutzungsrechte in die bestehen-
de Zivilrechtsdogmatik einzuordnen. Gerade durch die wachsende wirt-
schaftliche Bedeutung von Immaterialgüterrechten – vor allem in Hinblick
auf die Lizenzenzierung und Nutzungsrechtseinräumung – rücken die
Wechselwirkungen mit den Vorschriften des BGB zunehmend in den Vor-
dergrund. Da die immaterialgüterrechtlichen Gesetze bspw. nur wenig ver-
tragsrechtliche Normen enthalten, dient der Rückgriff auf das BGB dazu,

1 BGH GRUR 2009, 946, 948 (Rn. 20) – Reifen Progressiv.
2 Siehe Zech, in: Unkörperliche Güter im Zivilrecht (2011), 1 ff.
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problematische Fallkonstellationen sach- und interessengerecht lösen zu
können. Dabei spielt der Begriff des „dinglichen Rechts“ eine wesentliche
Rolle. Das zeigt sich etwa darin, dass der BGH in der Entscheidung „Rei-
fen Progressiv“ das Schicksal von Unterlizenzen bei Wegfall der Hauptli-
zenz unter Bezugnahme auf den dinglichen Charakter der Lizenz zu klären
versuchte. Auch Autoren, die sich um eine ausführliche Systematisierung
der Lizenz bemühen, setzen voraus, dass dem BGB die allgemeine Eintei-
lung der subjektiven Rechte in dingliche und obligatorische Rechte zu
Grunde liegt.3

Das BGB selbst definiert den Begriff des dinglichen Rechts jedoch
nicht, sondern setzt ihn allenfalls voraus. Darüber hinaus konnte das We-
sen der Dinglichkeit auch nach der Kodifikation des BGB nicht befriedi-
gend geklärt werden. Vor diesem Hintergrund stellt sich die Frage, inwie-
fern dem dinglichen Recht im BGB tatsächlich eine grundlegende Syste-
matisierungsfunktion zukommt und welche Merkmale einer Rechtspositi-
on dinglichen Charakter verleihen. Erst die Antwort auf diese Fragen lässt
einen Schluss auf die Bedeutung des Begriffs der Dinglichkeit im Immate-
rialgüterrecht zu. Ziel der Untersuchung ist es daher in einem ersten
Schritt die Funktion und Merkmalstypologie des dinglichen Rechts im Re-
gelungsgefüge des BGB zu bestimmen. In einem zweiten Schritt kann
dann geklärt werden, wie die Immaterialgüterrechte und die immaterialgü-
terrechtlichen Lizenzen und Nutzungsrechte in die Systematik des BGB
einzuordnen sind und welche Rolle der Begriff der Dinglichkeit in diesem
Zusammenhang tatsächlich spielt.

3 McGuire, Lizenz, S. 143; Pahlow, Lizenz und Lizenzvertrag, S. 291 f.

Einleitung
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1. Kapitel: Einführung und Stand der Diskussion

Für die Untersuchung, ob der Begriff der Dinglichkeit im Immaterialgüter-
recht verwendet und welche Wirkungen und Rechtsfolgen hieran geknüpft
werden können, ist zunächst ein kursorischer Überblick über den Stand
der Diskussion im Immaterialgüterrecht erforderlich. Im Fokus steht die
Benutzung des Terminus „dingliches Recht“ in den immaterialgüterrecht-
lichen Gesetzen, durch die immaterialgüterrechtliche Rechtsprechung so-
wie die rechtliche Qualifizierung der Immaterialgüterrechte bzw. der im-
materialgüterrechtlichen Lizenzen und Nutzungsrechte in der rechtswis-
senschaftlichen Literatur. Diese Zusammenstellung dient dazu, die typi-
schen Argumentationslinien herauszuarbeiten und bildet die Grundlage für
die Auseinandersetzung mit dem Wesen dinglicher Rechte aus der Sicht
des Zivilrechts. Selbst wenn das Wesen dinglicher Rechte zunächst anhand
des Regelungssystems des BGB zu erarbeiten ist, sind die im Immaterial-
güterrecht erkennbaren Begründungsmuster Ausdruck eines allgemeinen
Verständnisses des Terminus „dinglich“ außerhalb des BGB. Sie geben
Aufschluss darüber, welche Charakteristiken einem dinglichen Recht zu-
gesprochen werden, und enthalten Hinweise darauf, welche Funktion die
Verwendung des Begriffs hat. Letzteres ergibt sich vor allem aus den prak-
tischen Problemen, die durch den Rückgriff auf den Terminus „dinglich“
bzw. „dingliches Recht“ gelöst werden.

Eingrenzung des Prüfungsrahmens

Um das Immaterialgüterrecht in die Zusammenhänge des BGB einzuord-
nen, ist es sinnvoll, sich zunächst an den Prototypen der Rechte an imma-
teriellen Gütern zu orientieren. Der Begriff der Dinglichkeit im Immateri-
algüterrecht kann daher problemlos unter Bezugnahme auf das Patent-,
Gebrauchsmuster-, Marken-, Design- und Urheberrecht untersucht wer-
den. Diese Rechte umfassen die in der Praxis bedeutsamsten Schutzrechts-
kategorien und ähneln sich in der Art und Weise der Ausgestaltung des
Schutzes. Da sie auf einheitlichen grundlegenden Strukturen beruhen,
kann eine Basis geschaffen werden, mit der Rechte an immateriellen Gü-
tern allgemein in das System des BGB eingepasst werden können.

A.
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Da es hauptsächlich darum geht, das Immaterialgüterrecht im System
des deutschen BGB zu verorten, ist die Rechtslage auf gemeinschafts-
rechtlicher Ebene nicht relevant.

Dingliche Rechte in den immaterialgüterrechtlichen Gesetzen

In den immaterialgüterrechtlichen Gesetzen ist der Begriff der Dinglich-
keit nur von untergeordneter Bedeutung. Keines der Gesetze enthält eine
Regelung über die Rechtsnatur der Immaterialgüterrechte als solche bzw.
der immaterialgüterrechtlichen Lizenzen und Nutzungsrechte. Im PatG
und GebrMG wird der Begriff „dingliches Recht“ überhaupt nicht verwen-
det. Lediglich im UrhG findet sich ein Hinweis auf die Rechtsnatur dahin-
gehend, dass in § 29 Abs. 2 UrhG neben der Einräumung von Nutzungs-
rechten die Möglichkeit bloßer schuldrechtlicher Vereinbarungen über
Verwertungsrechte erwähnt wird. Das legt den Schluss nahe, dass urheber-
rechtliche Nutzungsrechte jedenfalls keine nur schuldrechtlich wirkenden
Rechtspositionen darstellen sollen, sondern von diesen gerade zu unter-
scheiden sind. Der Entwurfsbegründung lässt sich entnehmen, dass die
Regelung der Klarstellung dient. Trotz des in § 29 Abs. 1 UrhG festgeleg-
ten Grundsatzes der Unübertragbarkeit des Urheberrechts sollen u.a. kon-
stitutive Rechtsübertragungen in Form der Einräumung von Nutzungs-
rechten zulässig bleiben.4 Zur Rechtsnatur der so entstandenen Rechte
wird nicht unmittelbar Stellung genommen. Im Gesetzgebungsverfahren
regte der Bundesrat an, die Norm inhaltlich präziser zu fassen oder jeden-
falls in der Gesetzesbegründung auf die Frage der Rechtsnatur einfacher
Lizenzen einzugehen. Sie impliziere die gegenständliche Natur aller Nut-
zungsrechte, obwohl das für die einfachen Nutzungsrechte gerade umstrit-
ten sei.5 Die Bundesregierung lehnte eine solche Stellungnahme jedoch
mit der Begründung ab, dass diese Frage der Rechtsprechung und Rechts-
wissenschaft vorbehalten werden solle.6

Nur im MarkenG sowie im DesignG findet sich die Bezeichnung „ding-
liche Rechte“. § 30 Abs. 1 Nr. 1 DesignG regelt, dass das Designrecht Ge-
genstand eines dinglichen Rechts sein und insbesondere verpfändet wer-

B.

4 Entwurf eines Gesetzes zur Stärkung der vertraglichen Stellung von Urhebern und
ausübenden Künstlern, BT-Drucks. 14/6433, S. 14.

5 BT-Drucks. 14/7564, S. 6.
6 BT-Drucks. 14/7564, S. 11.
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den kann. Eine ähnliche Regelung enthält § 29 Abs. 1 Nr. 1 MarkenG,
demzufolge das Markenrecht verpfändet werden oder Gegenstand eines
sonstigen dinglichen Rechts sein kann. Gem. § 29 Abs. 2 MarkenG bzw.
§ 30 Abs. 2 DesignG können diese dinglichen Rechte, sofern sie sich auf
ein eingetragenes Immaterialgüterrecht beziehen, in das Register eingetra-
gen werden. Die Eintragung ist fakultativ und für die Begründung des
dinglichen Rechts nicht erforderlich.7 Der Kontext der Regelungen, insbe-
sondere die Bezugnahme auf die Verpfändung, weist darauf hin, dass die
im Sachenrecht geregelten beschränkten dinglichen Rechte gemeint sind.
Dementsprechend werden die Normen als Rechtsgrundverweisung auf die
anwendbaren zivilrechtlichen Vorschriften gesehen bzw. wird lediglich auf
das Pfandrecht und den Nießbrauch an Rechten Bezug genommen.8 Das
BGB regele die dinglichen Rechte abschließend und lediglich Pfandrecht
und Nießbrauch seien neben körperlichen Sachen auch an Rechten zuläs-
sig.9 Das deckt sich mit der Gesetzesbegründung zu § 30 Abs. 1 Nr. 1
GeschmMG a.F., demzufolge sich die Einzelheiten aus den Vorschriften
des Zivilrechts ergeben sollen.10

Hinweise auf die Auffassung des Gesetzgebers zur Rechtsnatur der im-
materialgüterrechtlichen Lizenzen und Nutzungsrechte finden sich
schließlich in einigen Gesetzesbegründungen. So heißt es bspw. im Regie-
rungsentwurf zum Markenrechtsreformgesetz, dass die Markenlizenz um-
fassend geregelt und mit dinglicher Wirkung ausgestattet werde.11 Eine
besondere Ausgestaltung der dinglichen Wirkung soll der in § 30 Abs. 5
MarkenG geregelte Sukzessionsschutz sein.12 Im Entwurf zum Ge-
schmacksmusterreformgesetz wird die Klagebefugnis des Inhabers einer
ausschließlichen Lizenz sowie ebenfalls der Sukzessionsschutz mit der

7 Vgl. Regierungsentwurf zum Geschmacksmusterreformgesetz, BT-Drucks.
15/1075, S. 47; Ingerl/Rohnke, § 29 Rn. 11; Hacker, in: Ströbele/Hacker, § 29
Rn. 20.

8 Fezer, § 29 Rn. 10 ff.; Ingerl/Rohnke, § 29 Rn. 3; Hacker, in: Ströbele/Hacker, § 29
Rn. 3, 8.

9 Eichmann/Kühne, in: Eichmann/v. Falckenstein/Kühne, § 30 Rn. 1; Ingerl/Rohnke,
§ 29 Rn. 3, 6.

10 Regierungsentwurf zum Geschmacksmusterreformgesetz, BT-Drucks. 15/1075,
S. 47.

11 Regierungsentwurf zum Markenrechtsreformgesetz, BT-Drucks. 12/6581, S. 56.
12 Regierungsentwurf zum Markenrechtsreformgesetz, BT-Drucks. 12/6581, S. 129.
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dinglichen Rechtsnatur dieser begründet.13 Vergleichbare ausdrückliche
Stellungnahmen finden sich im Patent- bzw. Gebrauchsmusterrecht nicht.
Bei Einführung des Sukzessionsschutzes in § 13 Abs. 3 GebrMG a.F.
(heute § 22 Abs. 3 GebrMG) bzw. § 15 Abs. 3 PatG wurde lediglich darauf
hingewiesen, dass mit dieser Regelung die negativen Folgen der BGH-
Entscheidung „Verankerungsteil“ beseitigt werden sollen.14 In dieser Ent-
scheidung lehnte der BGH den Sukzessionsschutz für die einfache Patent-
lizenz u.a. mit der Begründung ab, diese sei rein schuldrechtlicher Natur.15

Inwiefern die nun ausdrückliche Regelung des Sukzessionsschutzes Aus-
wirkungen auf die Rechtsnatur – insbesondere der einfachen Lizenz – hat,
lässt sich der Gesetzesbegründung hingegen nicht entnehmen.

Im Ergebnis zeigt sich, dass der Gesetzgeber zur Rechtsnatur der Im-
materialgüterrechte bzw. der immaterialgüterrechtlichen Lizenzen und
Nutzungsrechte nie ausdrücklich Stellung genommen hat. Sofern der Be-
griff in den Gesetzen verwendet wird, handelt es sich um Verweisungen
auf die Regelungen des BGB. Die Stellungnahmen in den Entwürfen zum
MarkenG und GeschmMG a.F. spiegeln im Wesentlichen die Auffassung
der Rechtsprechung und Lehre wider, ohne dass ausdrücklich und vor al-
lem bindend über die Rechtsnatur entschieden werden sollte.16 Vorder-
gründig ging es darum, praktische Probleme zu klären, wobei die Ding-
lichkeit lediglich als zusätzliches Argument diente. Auffällig ist, dass in
erster Linie bzgl. des Sukzessionsschutzes sowie der Klagebefugnis der
Lizenznehmer auf die Rechtsnatur Bezug genommen wurde.

Der Meinungsstand in der Literatur

In der immaterialgüterrechtlichen Literatur taucht der Begriff der Ding-
lichkeit im Zusammenhang mit der Rechtsnatur der Immaterialgüterrechte
selbst sowie der Diskussion um die Rechtsnatur der immaterialgüterrecht-
lichen Lizenzen und Nutzungsrechte auf.

C.

13 Regierungsentwurf zum Geschmacksmusterreformgesetz, BT-Drucks. 15/1075,
S. 47 f.

14 Beschlussempfehlung und Bericht des Rechtsausschusses zum Entwurf eines Ge-
setzes zur Änderung des Gebrauchsmustergesetzes, BT-Drucks. 10/5720, S. 23 f.

15 BGH GRUR 1982, 411, 412 – Verankerungsteil. Siehe ausführlicher unten S.
31 f.

16 I.d.S. Sosnitza, in: FS Schricker (2005), 183, 192.
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Rechtsnatur der Immaterialgüterrechte

Was die Immaterialgüterrechte als solche anbelangt, so ist unbestritten,
dass es sich um subjektive Rechte handelt, die es ihren jeweiligen Rechts-
inhabern ermöglichen, bei Rechtsverletzungen gegen Dritte vorzugehen.17

Unbestritten ist auch, dass es sich um absolute Rechte handelt, die nicht
nur gegenüber bestimmten Personen, sondern gegenüber jedermann Wir-
kung entfalten.18 Darüber hinaus werden die Immaterialgüterrechte oft als
gegenständliche19 oder dingliche20 Rechte bezeichnet. Begründet wird das
damit, dass – dem Eigentum/Sachenrecht vergleichbar – die Interessen der
Rechtsinhaber an einem bestimmten Rechtsobjekt geschützt werden sol-
len21 bzw. eine unmittelbare Zuordnung des geschützten Rechtsguts an
den Rechtsinhaber22 erfolgt. Um zu betonen, dass es sich anders als im Sa-
chenrecht um Rechte an unkörperlichen Sachen handelt, wird teilweise die
Bezeichnung „quasi-dinglich“ verwendet.23

Rechtsnatur der eingeräumten Lizenzen und Nutzungsrechte

Die Diskussion über die Rechtsnatur der immaterialgüterrechtlichen Li-
zenzen und Nutzungsrechte ist differenzierter. Es wird unterschieden zwi-
schen ausschließlichen und einfachen Rechten.

I.

II.

17 Götting, Gewerblicher Rechtsschutz, § 5 Rn. 2; Kraßer, Patentrecht, S. 11; Rehbin-
der/Peukert, Urheberrecht, Rn. 126.

18 Vgl. etwa Keukenschrijver, in: Busse/Keukenschrijver, Einl Rn. 54; J. B. Norde-
mann, in: Fromm/Nordemann, § 97 Rn. 8, der die Begriffe „absolutes Recht“ und
„dingliches Recht“ synonym verwendet; Schricker/Loewenheim, in: Schricker/
Loewenheim, Einl Rn. 25; Götting, Gewerblicher Rechtsschutz, § 5 Rn. 1; Rehbin-
der/Peukert, Urheberrecht, Rn. 126.

19 Götting, Gewerblicher Rechtsschutz, § 5 Rn. 3; Kraßer, Patentrecht, S. 13, der den
Begriff des dinglichen Rechts dem Eigentum vorbehalten will.

20 Ahlberg, in: Beck-OK UrhG, Einf Rn. 13; Dreyer, in: Dreyer/Kotthoff/Meckel,
Einl Rn. 19 und § 1 Rn. 7, ohne ausdrücklich Stellung zu nehmen; J. B. Norde-
mann, in: Fromm/Nordemann, § 97 Rn. 8; Hacker, in: Ströbele/Hacker, § 14 Rn. 8.

21 Götting, Gewerblicher Rechtsschutz, § 5 Rn. 3; Rehbinder/Peukert, Urheberrecht,
Rn. 126.

22 Schricker/Loewenheim, in: Schricker/Loewenheim, Einl Rn. 26.
23 Siehe bspw. Schricker/Loewenheim, in: Schricker/Loewenheim, Einl Rn. 26. Keu-

kenschrijver, in: Busse/Keukenschrijver, Einl Rn. 54 weist hingegen auf diesen
wesentlichen Unterschied hin und vermeidet den Begriff „dinglich“.
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Ausschließliche Lizenz

Der ausschließlichen Lizenz wird in allen Teilrechtsgebieten nahezu ein-
hellig ein dinglicher Charakter zugesprochen, wobei dies mit der umfas-
senden Ausschlusswirkung gegenüber jeden Dritten24 bzw. unter Bezug-
nahme auf die über die lediglich schuldrechtliche Verpflichtung hinausge-
hende, dem Sachenrecht vergleichbare unmittelbare Berechtigung an dem
lizenzierten Recht25 begründet wird. Zur Klarstellung, dass die Terminolo-
gie nicht ganz treffend ist, wird die Bezeichnung „dinglich“ in Anfüh-
rungsstrichen geschrieben26 oder die Bezeichnung „quasi-dinglich“27 ge-
wählt. Teilweise wird der dingliche Charakter nur unter bestimmten Vor-
aussetzungen angenommen28 bzw. die Lizenz als Recht sui generis29 ein-
geordnet. Nur vereinzelt werden schuldrechtliche Begründungsansätze
herangezogen.30

Einfache Lizenz

Hinsichtlich der einfachen Lizenz differieren die Auffassungen zwischen
den Teilrechtsgebieten. Im Urheberrecht wird überwiegend eine dingliche
Wirkung des einfachen Nutzungsrechts unter Bezugnahme auf den in § 33
UrhG angeordneten Sukzessionsschutz angenommen. Ähnliches gilt für

1.

2.

24 Soppe, in: Beck-OK UrhG, § 31 Rn. 67; Ullmann/Deichfuß, in: Benkard, § 15
PatG Rn. 92; Schulze, in: Dreier/Schulze, § 31 Rn. 56; Kotthoff, in: Dreyer/Kott-
hoff/Meckel, § 31 Rn. 105; Fezer, § 30 Rn. 7 f.; Ingerl/Rohnke, § 30 Rn. 12 f.;
Loewenheim/J. B. Nordemann, in: Loewenheim Handbuch, § 25 Rn. 1; J. B. Nor-
demann, in: Fromm/Nordemann, § 31 Rn. 92; Schricker/Loewenheim, in: Schri-
cker/Loewenheim, Vor § 28 Rn. 80 f.; Wandtke/Grunert, in: Wandke/Bullinger,
§ 31 Rn. 31.

25 Berger, in: Berger/Wündisch, Urhebervertragsrecht, § 1 Rn. 45; Kraßer, Patent-
recht, S. 932.

26 Schricker, in: Schricker VerlG, § 28 Rn. 23.
27 Mes, § 15 PatG Rn. 41; Rehbinder/Peukert, Urheberrecht, Rn. 897; Abel, NZI

2003, 121, 122; Pahlow, ZUM 2005, 865, 871.
28 Siehe die Nachweise bei Schricker, in: Schricker VerlG, § 28 Rn. 23.
29 Plaß, GRUR 2002, 1029, 1034.
30 Hacker, in: Ströbele/Hacker, § 30 Rn. 21 ff., insb. Rn. 25: „in gewisser Hinsicht

verdinglichte schuldrechtliche Nutzungsrechtseinräumungen“; Chrocziel, in: GS
Blomeyer (2004), 303 ff.; Sosnitza, in: FS Schricker (2005), 183 ff. Mit ausführli-
cher Darstellung einer schuldrechtlichen Lösung McGuire, Lizenz, S. 527 ff.
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das Marken- und Designrecht. Der Sukzessionsschutz zeige, dass der Li-
zenznehmer seine Berechtigung nicht von einer Person, sondern unmittel-
bar aus dem lizenzierten Recht ableite.31 Überdies gebieten Verkehrs-
schutzgesichtspunkte die Annahme einer dinglichen Wirkung32 bzw. deute
die Möglichkeit der Weiterübertragung einfacher Nutzungsrechte gem.
§ 34 UrhG33 auf den dinglichen Charakter hin. Wandtke/Grunert34 verglei-
chen das einfache Nutzungsrecht mit den beschränkten dinglichen Rech-
ten des BGB, da in beiden Fällen die (beschränkte) Herrschaftsmacht in
Bezug auf die Nutzung bestehe. Um zu verdeutlichen, dass die dingliche
Wirkung nur teilweise dem Sachenrecht vergleichbar ist, wird die Be-
zeichnung „quasi-dinglich“ verwendet.35 Vielfach wird insofern eine Ab-
stufung zum dinglichen Recht des Sachenrechts vorgenommen, dass eine
„Verdinglichung obligatorischer Rechte“ vorliegen solle.36

Im Patentrecht überwiegt – unter Berücksichtigung der fehlenden Kla-
gebefugnis sowie mangels Abwehrbefugnisse gegenüber Dritten – die
Auffassung, der einfachen Lizenz komme lediglich eine schuldrechtliche
Wirkung zu.37 Die Regelungen zum Sukzessionsschutz seien Ausnahme-
vorschriften, die bei Charakterisierung der Lizenzen als dinglich überflüs-
sig wären, denn dann ergäbe sich der Sukzessionsschutz bereits aus dem

31 Loewenheim/J. B. Nordemann, in: Loewenheim Handbuch, § 25 Rn. 1; J. B. Nor-
demann, in: Fromm/Nordemann, § 31 Rn. 87; Berger, in: Berger/Wündisch, Urhe-
bervertragsrecht, § 1 Rn. 45; Rehbinder/Peukert, Urheberrecht, Rn. 909. Für das
Markenrecht: Ingerl/Rohnke, § 30 Rn. 13.

32 Siehe mit weiterer Begründung Loewenheim/J. B. Nordemann, in: Loewenheim
Handbuch, § 25 Rn. 1; a.A. Hacker, in: Busse/Keukenschrijver, § 15 PatG Rn. 64.

33 J. B. Nordemann, in: Fromm/Nordemann, § 31 Rn. 87.
34 Wandtke/Grunert, in: Wandke/Bullinger, § 31 Rn. 32.
35 Schricker, in: Schricker VerlG, § 28 Rn. 23; Rehbinder/Peukert, Urheberrecht,

Rn. 909.
36 So bspw. Berger, in: Berger/Wündisch, Urhebervertragsrecht, § 1 Rn. 45; McGui-

re, Lizenz, S. 554 ff.
37 Ullmann/Deichfuß, in: Benkard, § 15 PatG Rn. 99 f.; Hacker, in: Busse/Keuken-

schrijver, § 15 PatG Rn. 64; Mes, § 15 PatG Rn. 42; Kraßer, Patentrecht, S. 933.
Zum Markenrecht: Hacker, in: Ströbele/Hacker, § 30 Rn. 21 ff.; Bühling, GRUR
1998, 196 f. Zum Urheberrecht: Pahlow, Lizenz und Lizenzvertrag, S. 289;
Pahlow, ZUM 2005, 865, 868 mit ausführlicher Begründung.
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Recht selbst.38 Zudem sei ein solches Verständnis mit dem numerus clau-
sus der Sachenrechte unvereinbar.39

Zwischenergebnis

In der Diskussion um die Rechtsnatur der Immaterialgüterrechte bzw. der
von ihnen abgeleiteten Rechte sind drei Aspekte auffällig: Zum einen wird
die Problematik meist kurz und ohne tiefergehende Auseinandersetzung
mit der zivilrechtlichen Dogmatik, insbesondere mit Blick auf die histo-
rische Entwicklung der Terminologien, diskutiert. Zum anderen erfolgt die
Argumentation in erster Linie ergebnisorientiert. So wurden vor allem zur
Begründung des Sukzessionsschutzes (bevor dieser ausdrücklich in die je-
weiligen Gesetze Einzug gehalten hat) Lizenzen als dingliche Rechte cha-
rakterisiert40 bzw. finden sich die meisten Stellungnahmen zu der Thema-
tik heute im Zusammenhang mit der Problematik von Lizenzen in der In-
solvenz.41 Aktuell wird die Frage der Rechtsnatur außerdem in Verbin-
dung mit der Fortwirkung von Unterlizenzen bei Wegfall der Hauptlizenz
diskutiert.42 Schließlich ist auffällig, dass die Diskussion selten schutz-
rechtsübergreifend stattfindet und daher zu Inkonsistenzen im System der
Schutzrechte führt. Diese folgen daraus, dass sich bei der rechtlichen Be-
handlung bspw. urheberrechtlicher und patentrechtlicher einfacher Lizen-
zen Unterschiede aus der abweichenden Beurteilung der Rechtsnatur erge-
ben müssten. Darüber hinaus wird das einfache Nutzungsrecht zwar über-
wiegend als dinglich charakterisiert. Es soll dennoch nicht von § 97 Abs. 1
UrhG erfasst sein, obwohl dieser gerade im Fall der Verletzung dinglicher

III.

38 Adolphsen/Tabrizi, GRUR 2011, 384, 388. I.d.S. Hacker, in: Busse/Keukenschrij-
ver, § 15 PatG Rn. 76; Hauck, AcP 2011, 626, 635; Pahlow, ZUM 2005, 865, 870.
Ähnlich Hacker, in: Ströbele/Hacker, § 30 Rn. 23.

39 Hacker, in: Busse/Keukenschrijver, § 15 PatG Rn. 64.
40 Vgl. die Nachweise bei Sosnitza, in: FS Schricker (2005), 183, 190 und Pahlow,

ZUM 2005, 865, 867 f. Siehe auch Forkel, NJW 1983, 1764 ff.
41 Die Fülle an Literatur zu diesem Themenkreis ist nahezu unüberschaubar. Vgl.

statt aller Esser, Lizenzen in der Insolvenz; Heimberg, Lizenzen und Lizenzverträ-
ge; Abel, NZI 2003, 121 ff.; Fezer, WRP 2004, 793, 805 ff.; Haedicke, ZGE/IPJ
2011, 377, 396 ff.; Koehler/Ludwig, NZI 2007, 79 ff. jeweils m.w.N.

42 Vgl. statt aller Ingerl/Rohnke, § 30 Rn. 15; Adolphsen/Tabrizi, GRUR 2011,
384 ff.; Scholz, GRUR 2009, 1107 ff.
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Rechte greifen soll.43 Vor dem Hintergrund dieser Unstimmigkeiten sehen
vereinzelte Autoren die Lösung nicht in der Einordnung als dingliches
Recht bzw. schuldrechtliche Rechtsposition, sondern beziehen sich auf die
Differenzierung zwischen Rechten mit absoluter und relativer Wirkung.44

Die immaterialgüterrechtliche Rechtsprechung des BGH

In der höchstrichterlichen Rechtsprechung wird der Terminus „dinglich“
nicht nur in Bezug auf die Rechtsnatur der Lizenzen bzw. Nutzungsrechte
verwendet, sondern darüber hinaus in den verschiedensten Zusammenhän-
gen benutzt. So betitelt der BGH den Anspruch auf Übertragung des Pa-
tents bzw. der Anmeldung aus § 5 S. 1 und S. 2 PatG a.F. (vgl. heute § 8
PatG) als „quasi-dinglichen Anspruch“ oder gewährt den an einer Erfin-
dung Beteiligten eine „dingliche Mitberechtigung“ an der Anmeldung
bzw. dem Patent.45 Außerdem soll dem Arbeitgeber vor der Annahme der
Diensterfindung ein „dingliches Aneignungsrecht“ zukommen.46 Des Wei-
teren wird der Terminus im Zusammenhang mit der Übertragung von
Rechten verwendet.47 Aus dem Kontext der Entscheidungen, insbesondere
aus der Gegenüberstellung zur bloßen „Verpflichtung zu einer künftigen
Abtretung“, ergibt sich, dass die Verfügung über das Markenrecht, das
heißt dessen Abtretung, gemeint ist.48 In ähnlicher Weise soll die Einräu-
mung eines einfachen oder ausschließlichen urheberrechtlichen Nutzungs-
rechts dinglichen Charakter haben, da es sich ebenfalls um eine Verfügung
handele.49

D.

43 Siehe z.B. einerseits Soppe, in: Beck-OK UrhG, § 31 Rn. 65, andererseits Reber,
in: Beck-OK UrhG, § 97 Rn. 2. Ähnlich Meckel, in: Dreyer/Kotthoff/Meckel, § 97
Rn. 4 und Kotthoff, in: Dreyer/Kotthoff/Meckel, § 31 Rn. 103.

44 Siehe z.B. Adolphsen/Tabrizi, GRUR 2011, 384, 385 sowie mit ausführlicher Be-
gründung Götting, Gewerblicher Rechtsschutz, § 26 Rn. 17 und § 44 Rn. 8.

45 BGH GRUR 1979, 540, 541 – Biedermeiermanschetten.
46 BGH GRUR 2005, 761, 762 – Rasenbefestigungsplatte.
47 BGH GRUR Int. 2010, 1088 – DiSC bzw. schon früher GRUR Ausl. 1965, 504 ff.

– Carla; GRUR 1968, 321, 322 f. – Haselnuß; GRUR 2001, 1164, 1165 – buend-
gens.

48 Vgl. BGH GRUR Int. 2010, 1088 – DiSC.
49 BGH GRUR 2010, 628, 631 – Vorschaubilder. Ähnlich BGH GRUR 1997, 215,

219 – Klimbim; GRUR 2006, 435, 436 – Softwarenutzungsrecht.
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Im Urheberrecht wird vermehrt auf den Terminus zurückgegriffen,
wenn es um die Frage geht, ob Vereinbarungen zwischen den Lizenzver-
tragsparteien über das Vertragsverhältnis hinaus Wirkung gegenüber Drit-
ten entfalten. Nach der Entscheidung „OEM‑Versionen“ soll die „dingli-
che Beschränkung von Nutzungsrechten“ grundsätzlich zulässig sein,
wenn es sich um übliche, technisch und wirtschaftlich eigenständige und
damit klar abgrenzbare Nutzungsformen handelt.50 Was genau unter einer
dinglichen Beschränkung im Gegensatz bspw. zu einer lediglich schuld-
rechtlichen Beschränkung zu verstehen ist, ergibt sich aus dem Urteil nicht
unmittelbar. In der Entscheidung „man spricht deutsch“ diskutiert der
BGH den dinglichen Charakter einer Zustimmung nach § 137h Abs. 2
UrhG und bejaht diesen.51 In der Entscheidung „Videolizenzvertrag“ stellt
er fest, dass der Ausschluss des Rechts zur Vergabe von Unterlizenzen
nicht nur schuldrechtlich, sondern auch dinglich wirken kann.52 Das hat
zur Folge, dass eine dennoch erfolgte Unterlizenzierung nicht nur Konse-
quenzen zwischen den Lizenzvertragsparteien hat, sondern zudem An-
sprüche des Rechtsinhabers gegen den Unterlizenznehmer bestehen. Ding-
lich beinhaltet hier folglich eine Wirkung gegenüber jedermann.53 Glei-
ches gilt für die in der Entscheidung „Klingeltöne für Mobiltelefone II“
proklamierte dingliche Wirkung eines Einwilligungsvorbehalts des
Rechtsinhabers und der daraus folgenden aufschiebend bedingten Nut-
zungsrechtseinräumung.54

Was die Frage nach der Rechtsnatur der Immaterialgüterrechte bzw. der
an ihnen eingeräumten Berechtigungen anbelangt, so finden sich nur we-
nige Positionierungen des BGH zu dieser Problematik. Vereinzelt wird –
lediglich beiläufig – jedenfalls der ausschließlichen Lizenz eine dingliche
Wirkung zugesprochen55 bzw. werden die Immaterialgüterrechte als ding-

50 BGH GRUR 2001, 153, 154 – OEM‑Version; zustimmend BGH GRUR 2005, 48,
49 – man spricht deutsch. Vgl. zur alten Rechtslage unter Geltung des LUG: BGH
GRUR 1959, 200, 202 – Der Heiligenhof.

51 BGH GRUR 2005, 48, 50 – man spricht deutsch.
52 BGH GRUR 1987, 37, 38 – Videolizenzvertrag.
53 BGH GRUR 1987, 37, 38 – Videolizenzvertrag.
54 BGH GRUR 2010, 920, 924 – Klingeltöne für Mobiltelefone II.
55 Für das Patentrecht: BGH GRUR 1956, 265, 267 – Rheinmetall-Borsig-Urteil I;

GRUR 1982, 411, 413 – Verankerungsteil. Auch in markenrechtlichen Entschei-
dungen geht das Gericht davon aus, dass grundsätzlich eine „dingliche Lizenz“
existiert, vgl. BGH GRUR 1966, 375, 376 – Messmer-Tee; GRUR 2007, 877, 879
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